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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Soziaiordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Bericht 
der Bundesregierung über die Auswirkung der Aufhebung des 
Grundsatzes, daß Arbeitsvermittlung und Arbeitsberatung von Frauen 
nur durch Frauen auszuüben ist 
— Drucksache 7/3026 — 


A. Problem 

Bei der Verabschiedung des Arbeitsförderungsgesetzes im Jahre 
1969 wurde der Grundsatz des § 50 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung, daß Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitsberatung von Frauen nur durch Frauen aus- 
zuüben sei, aufgehoben. Die damit verbundenen Erfahrungen 
sollten dem Bundestag mitgeteilt werden. 


B. Lösung 

Der entsprechend dem Auftrag des Bundestages vorgelegte 
Bericht wurde einmütig vom Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung zur Kenntnis genommen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Frau Verhülsdonk 


i. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 16. Januar 1975 den Bericht der 
Bundesregierung über die Auswirkung der Auf- 
hebung des Grundsatzes, daß Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsberatung von Frauen nur durch Frauen 
auszuüben ist — Drucksache 7/3026 — dem Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung überwiesen. Der 
Ausschuß hat die Vorlage sowohl im Rahmen einer 
umfassenden Beratung von Arbeitsmarktproblemen 
als auch in einer gesonderten Sitzung behandelt. 
Einmütig empfiehlt der Ausschuß dem Plenum, von 
dem Bericht der Bundesregierung — Drucksache 
7/3026 — Kenntnis zu nehmen. 

II. 

Der 5. Deutsche Bundestag hatte in seiner 234. Sit- 
zung am 30. Mai 1969 bei der Verabschiedung des 
Arbeitsförderungsgesetzes die Bundesregierung er- 
sucht, bis Ende 1974 einen Bericht über die Auswir- 
kung der Aufhebung des Grundsatzes, daß Arbeits- 
vermittlung und Arbeitsberatung von Frauen nur 
durch Frauen auszuüben ist, zu geben. Der Bericht 
sollte zum Ausdruck bringen, 

1. welche Erfahrungen bei der individuellen Ar- 
beitsberatung und Arbeitsvermittlung von Frauen 
und bei Wiedereingliederung älterer Frauen in 
den letzten vier Jahren gemacht worden seien 
und 

2. wie sich die neuen Regelungen auf den Tätig- 
keitsbereich und die Aufstiegchancen weiblicher 
Bediensteter der Bundesanstalt für Arbeit aus- 
gewirkt haben. 

Zustimmend hat der Ausschuß von den Maßnah- 
men der Bundesanstalt für Arbeit aufgrund der 
durch den Wegfall von § 50 AVAVG entstandenen 
neuen Rechtslage Kenntnis genommen, die im Be- 


richt unter II. Auswirkungen auf Arbeit- und Rat- 
suchende dargelegt worden sind. 

Grundsätzlich hat sich der Ausschuß auch mit den 
Tätigkeitsbereichen und den Aufstiegchancen weib- 
licher Bediensteter der Bundesanstalt für Arbeit, wie 
sie im Bericht unter III. aufgeführt sind, einverstan- 
den erklärt. Hierbei wurde besonders hervorge- 
hoben, daß im Bereich der Bundesanstalt für Arbeit 
stärker als in anderen Bereichen des öffentlichen 
Dienstes Frauen tätig sind und auch entsprechende 
Aufstiegchancen haben. Dies gelte insbesondere für 
den höheren Dienst, wo der Anteil der Frauen er- 
heblich angestiegen sei. Andererseits sei jedoch zu 
vermerken, daß im mittleren und gehobenen Dienst 
die Zahl der tätigen Frauen leicht abgesunken sei. 
Um dem zu begegnen hält der Ausschuß Überlegun- 
gen für zweckmäßig, inwieweit Frauen mit fami- 
liären Bindungen auch Gelegenheit geboten werden 
sollte, in den Beratungsdiensten in Teilzeitarbeit 
tätig zu sein. Ein derartiger Ansatz von Frauen 
könne Schrittmacherdienste für den gesamten öffent- 
lichen Dienst leisten. 

Behandelt wurden auch die Vermittlungsbemü- 
hungen und die Anstrengungen um Rückgliederung 
von älteren Frauen in das Arbeitsleben. Der Aus- 
schuß bedauerte dabei, daß hierüber keine aussage- 
fähigen Statistiken vorliegen, zumal über die Rück- 
kehr von Frauen in das Erwerbsleben allgemein 
wenig bekannt sei. Diesem nach Ansicht des Aus- 
schusses vorhandenen Mangel abzuhelfen, sollte 
eine Berufsverlaufsanalyse über Frauen mit fami- 
liären Bindungen erstellt werden. Auf die Form die- 
ses zu erstellenden Vorhabens hat sich der Aus- 
schuß nicht festgelegt, um den hierfür zuständigen 
Stellen die notwendige Flexibilität zu lassen. 

Uber die allgemeine Arbeitsmarktsituation von 
Frauen sollte nach Auffassung des Ausschusses nicht 
im Rahmen dieses Berichts beraten werden. 


Bonn, den 17. Dezember 1975 


Frau Verhülsdonk 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Bericht der Bundesregierung über die Auswirkung der Aufhebung des Grund- 
satzes, daß Arbeitsvermittlung und Arbeitsberatung von Frauen nur durch Frauen 
auszuüben ist — Drucksache 7/3026 — zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 17. Dezember 1975 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Frau Verhülsdonk 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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